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Deutsches Bundesverfassungsgericht mit  
wegweisendem Urteil: Autonomie muss garantiert sein 

Das deutsche Bundesverfassungsgericht gewichtet die Autonomie von Menschen 
mit Behinderungen ungleich stärker als das Schweizer Bundesgericht. Sein Urteil ist 
bemerkenswert: Im Urteil geht es um das Recht einer sehbehinderten Frau, mit ihrem 
Blindenführhund die Räume einer Orthopädiepraxis als Durchgang zu benutzen, um 
Zugang zu ihrer Physiotherapie zu haben. Das Gericht hat ihre Beschwerde gegen 
das diesbezügliche Verbot mit dem Verweis auf ihre Autonomie gutgeheissen.

Der Blick nach Deutschland lohnt sich: Das   
Bundesverfassungsgericht hat ein wegwei-
sendes Urteil gefällt. Es gewichtet die Auto-
nomie von Menschen mit Behinderungen, 
wie sie die UNO-Behindertenrechtskonven-
tion garantiert, weitaus höher als die 
Schweizer Rechtsprechung.  

Die Beschwerdeführerin des Falls in 
Deutschland ist eine sehbehinderte Frau, 
welche auf einen Blindenführhund angewie-
sen ist. Die Beschwerdegegnerin ist eine or-
thopädische Gemeinschaftspraxis. Diese 
hat der Beschwerdeführerin verboten, in 
Begleitung ihres Hundes den Weg durch 
ihre Praxis zu nehmen, um in die Räumlich-
keiten einer benachbarten Physiothera-
piepraxis zu gelangen, in welcher die Frau 
in Behandlung ist. 

Die Physiotherapie kann über zwei ver-
schiedene Wege erreicht werden: durch die 
Räumlichkeiten der orthopädischen Praxis 
oder über den Innenhof und eine offene 

Stahlgittertreppe. Der Weg über die Treppe 
kann die Beschwerdeführerin nicht neh-
men, da sich sonst ihre Begleithündin an 
den offenen Stahlgittern verletzen würde. 

Keine Kundin, Hygiene und 
wirtschaftliches Interesse  
Erst nachdem die sehbehinderte Frau den 
Weg durch die Praxis der Beschwerdegeg-
nerin – deren Patientin sie einmal war - 
mehrmals benutzt hatte, wurde das Verbot 
ausgesprochen. Als Begründung gab diese 
an, dass sie nur eigenen Patienten, Begleit-
personen oder Mitarbeitern den Zutritt ge-
statte.  

Auch hygienische Gründe wegen der Mit-
führung des Begleithundes wurden als Ar-
gument eingebracht. Die Wahrung einer 
möglichst umfassenden Hygiene in einer 
Arztpraxis entspreche einem berechtigten 
Ziel; Infektionen können so vermieden wer-
den. Darüber hinaus hätten die beklagten 
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Ärzte ein wirtschaftliches Interesse, dass 
die Praxis bei den Patienten einen mög-
lichst sauberen, ja sterilen Eindruck erwe-
cke, der deren Vertrauen in einen einwand-
freien Praxisbetrieb stärke.  

Das Verbot, den Hund mitzuführen, sei eine 
verhältnismässige Massnahme, dieses Ziel 
zu erreichen, argumentierte die orthopädi-
sche Praxis. Die Beschwerdeführerin könne 
die Physiotherapie über den alternativen 
Weg erreichen oder den Hund am Fuss der 
Treppe anbinden und die Stufen alleine 
überwinden oder aber den Hund auch in der 
Orthopädiepraxis lassen und sich von deren 
Mitarbeitern in die Physiotherapie begleiten 
lassen.  

Verfahren vor den Vorinstanzen 
Die Beschwerdeführerin hatte gegen die 
Beschwerdegegnerin vor dem 1.instanzli-
chen Gericht eine Duldungsklage einge-
reicht. Sie argumentierte, dass diese den 
Durch-und Zugang durch ihre Praxisräum-
lichkeiten der Beschwerdeführerin zusam-
men mit ihrer Blindenführhündin zu dulden 
habe.  

Die Hündin könne den Treppenaufgang we-
gen der Verletzungsgefahr nicht benutzen. 
Zu beachten sei, dass der Durchgang den 
Patienten der Physiotherapie offenstehe 
und somit auch für Nichtpatienten ungehin-
dert zu den Öffnungszeiten beider Praxen 
zugänglich. Als gesetzlich anerkanntes 
Hilfsmittel sei ihr Blindenführerhund unab-
dingbar zur Erfüllung elementarer Grundbe-
dürfnisse und dürfe nicht wie ein «gewöhn-
licher» Hund behandelt werden. Die Be-
schwerdeführerin bestritt hygienische Be-
denken: Diese reichen grundsätzlich nicht 
aus zur Rechtfertigung eines solchen Ver-
botes. Dieses würde auch durch das Robert 
Koch Institut – die Einrichtung der deut-
schen Bundesregierung auf dem Gebiet der 
Krankheitsüberwachung und -prävention – 

sowie die Deutsche Krankenhausgesell-
schaft entkräftet, die davon ausgehen, dass 
aus hygienischer Sicht in der Regel keine 
Einwände gegen das Mitführen von Blin-
denführhunden in Praxen und Kranken-
hausräumen bestünden. 

Das erstinstanzliche Landesgericht Berlin 
wies die Klage wegen Unbegründetheit ab. 
Die dagegen erhobene Beschwerde an die 
zweite Instanz, das Kammergericht, wurde 
ebenfalls abgewiesen.  

Bundesverfassungsgericht  
gewichtet Autonomie höher  
Das als letzte Instanz angerufene Bundes-
verfassungsgericht kam jedoch zu einem 
anderen Schluss und hiess die Beschwerde 
gut. Es verwies die Beschwerde zur neuen 
Beurteilung zurück an die Vorinstanz und 
argumentierte folgendermassen: 

Bei der Prüfung der Angemessenheit des 
ausgesprochenen Durchgangsverbots sind 
auf Seiten der orthopädischen Praxis die 
Berufsausübungsfreiheit und die Hand-
lungsfreiheit in Form der Privatautonomie 
zu berücksichtigen. Auf Seiten der Be-
schwerdeführerin sei das durch das Grund-
gesetz geschützte Recht, nicht wegen ihrer 
Behinderung benachteiligt zu werden, zu 
berücksichtigen. Bei dieser Interessensab-
wägung kommt das Gericht zum Schluss, 
dass die Nachteile seitens der Beschwerde-
führerin bei weitem überwiegen.  

Das Gericht argumentierte weiter, dass die 
Vorinstanz fälschlicherweise von der Be-
schwerdeführerin erwarte, dass sie sich von 
anderen Personen helfen lassen muss und 
sich damit von ihnen abhängig macht. Die 
Vorinstanz verkenne, dass sich die Be-
schwerdeführerin ohne ihre Blindenführ-
hündin einer unbekannten oder wenig be-
kannten Person anvertrauen muss und 
sich, ohne dies zu wünschen, anfassen o-
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der führen oder im Rollstuhl schieben las-
sen müsste. Dies komme einer überholten 
Bevormundung gleich, weil es voraussetze, 
dass diese die Kontrolle über ihre persönli-
che Sphäre (zeitweise) aufgebe. 

Das Benachteiligungsverbot untersage es, 
Menschen mit Behinderungen von Tätigkei-
ten auszuschliessen, die Personen ohne 
Behinderungen offenstehen, wenn nicht 
zwingende Gründe für einen solchen Aus-
schluss vorliegen. Auch das in Art. 1 und 3 
lit. a und c der UNO BRK zum Ausdruck 
kommende Ziel der individuellen Autono-
mie, einschliesslich der Freiheit, eigene 
Entscheidungen zu treffen sowie die Unab-
hängigkeit von Menschen mit Behinderung 
zu achten und ihnen die volle und wirksame 
Teilhabe an der und die Einbeziehung in die 
Gesellschaft zu gewährleisten, sei verletzt. 
Mit diesem Ziel und dem dahinterstehenden 
Menschenbild sei es nicht vereinbar, die 
Beschwerdeführerin darauf zu verweisen, 
ihre Blindenführhündin vor der Praxis anzu-
ketten und sich von der Hilfe ihr fremder o-
der wenig bekannter Personen abhängig zu 
machen.  

Somit erachtet das Bundesverfassungsge-
richt das Durchgangsverbot als unverhält-
nismässig und für die Beschwerdeführerin 
in verfassungswidriger Weise benachteili-
gend. 

Fortschrittlicher als in der Schweiz 
Menschen mit Behinderungen bleiben in der 
Schweiz vor Diskriminierungen bei Dienstleis-
tungen Privater nach wie vor weitgehend 
schutzlos. Die Debatte zur Auslegung des 
Diskriminierungsbegriffes gemäss Art. 6 Be-
hiG wird in der Schweiz weitergeführt werden. 
Die im Gegensatz zu vorliegendem Urteil bis-
herige enge Auslegung durch das Bundesge-
richt (BGE 138 I 475) widerspricht jedenfalls 
klar der UNO-BRK, welche bei der Definition 
dieses Begriffes insbesondere den Folgen 
der Diskriminierung Rechnung trägt (Art.2). 
Womöglich im März 2021 wird der UNO-Aus-
schuss für die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen prüfen, wie diese Rechte in der 
Schweiz umgesetzt werden, wobei er dieses 
Problem rügen dürfte.  
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